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Es gibt Alternativen zur Sparpoli-
tik. Ein Beispiel liefert der DGB
mit seinem Vorschlag für einen
„Marshallplan“ für die EU. Ein
soziales Europa sei möglich. Um
diese Ideen dem Publikum vorzu-
stellen, lädt der OGBL in Zusam-
menarbeit mit der FNCTTFEL zu
einer Konferenz ein, anlässlich
derer Dr. Mehrdad Payandeh die
Vorschläge des DGB für ein Kon-
junktur-Programm für Europa
vorstellen wird.

Die Konferenz findet statt am
morgigen Donnerstag, dem 7.
März, um 18.30 Uhr im „Casino
syndical“ in Bonneweg.

Konferenz

„Es gibt
Alternativen!“

Ein Verhaltenskodex soll den
Parlamentarier in Zukunft trans-
parenter machen. Nebeneinkünf-
te und Nebenaktivitäten müssen
offengelegt werden. Nach der
umstrittenen Livange-Wickran-
ge-Affäre hatte das Parlament im
vergangenen Jahr eine Resoluti-
on angenommen, die die Einfüh-
rung eines Verhaltenskodex für
Abgeordnete forderte.

Die Parlamentskommission für
Institutionen sammelte verschie-
dene Verhaltenskodex-Modelle
aus dem Ausland. Als Grundlage
für den nun vorliegenden Ent-
wurf wurde der Verhaltenskodex
für EU-Parlamentarier zurückbe-
halten. Gestern trafen sich die
Ausschussmitglieder, um den
Entwurf zu erörtern.

Ob der Verhaltenskodex auch
eingehalten wird, wird von einem
fünfköpfigen, unabhängigen
Ausschuss überwacht. Seine Mit-
glieder dürfen dem Parlament
nicht angehören. Der Ausschuss-
präsident wird von den fünf
Kommissionsmitgliedern ge-
wählt. Der Kodex sieht ein
„Frühwarnsystem“ vor, um mög-
liche Interessenskonflikte zu ver-
meiden. Befindet sich ein Abge-
ordneter in solch einer Situation,
muss er sofort Gegenmaßnah-
men einleiten. Kann der Betref-
fende den Interessenkonflikt
nicht lösen, muss er sich an den
Präsidenten des beratenden Aus-
schusses widmen.

Fragebogen
Der Parlamentarier muss in ei-
nem Fragebogen alle Nebenein-
künfte offenlegen. Obwohl diese
Regelung bereits existierte, wird
sie nun ergänzt und verschärft.
Auch ist es einem Abgeordneten
untersagt, im Interesse von Dritt-
personen zu handeln. Im Zusam-
menhang mit der Ausübung ihres
Amtes erhalten Parlamentarier
ab und zu Geschenke. Letztere
müssen abgelehnt werden, wenn
der Wert des Geschenks über 150
Euro liegt. Andere Vorteile wie
z.B. bezahlte Aufenthalte oder
Flüge, die dem Parlamentarier
von Drittpersonen angeboten
werden, müssen dem beratenden
Ausschuss mitgeteilt werden.

Hält ein Parlamentarier den
Verhaltenskodex nicht ein, kann
er vorläufig aus dem Abgeordne-
tenhaus ausgeschlossen werden
und muss auf seine Diät verzich-
ten. Wird ein Regelverstoß, wel-
cher strafrechtliche Folgen haben
kann, festgestellt, wird die Staats-
anwaltschaft eingeschaltet. Die
Strafe wird dann in einer öffentli-
chen Sitzung ausgesprochen.
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Verhaltenskodex

Der gläserne
Parlamentarier?

Gehört eine Referenz an die Reli-
gionsfreiheit in die Verfassung?
Ist das System der Konventionen
für Glaubensgemeinschaften gut,
so wie es ist, oder wäre es besser,
ein anderes zu übernehmen? Ist
ein allgemeiner Werteunterricht
besser als ein Religionsunter-
richt?

Vertreter fast aller in Luxem-
burg vertretenen Glaubensrich-
tungen waren der Einladung des
Ministers gefolgt, um den Exper-
ten noch einmal ihren Stand-
punkt zu diesen Fragen darzule-
gen.

Im Laufe der Diskussionen
wurde klar, dass sich in all diesen
Fragen zwei verschiedene Welt-
anschauungen gegenüberstehen.
Für Jean-Paul Lickes, Vertreter
der „Allianz vun Atheisten, Hu-
manisten an Agnostiker“ (AHA),
ist Religion eine Privatsache.

Es sei evident, dass jeder
Mensch das Recht habe, zu den-
ken und glauben, was er wolle.
Die Verfassung sei jedoch ein all-
gemeiner Rahmen. Spezielle Re-
ferenzen zu Religionsgemein-
schaften könnten in speziellen
Gesetzen aufgeführt werden.

Ein Vertreter der islamischen
Gemeinschaft sagte, dass er im
Prinzip auch nicht die Notwen-
digkeit sehe, Religionsfreiheit in
die Verfassung einzuschreiben,
da diese im Prinzip die Gleich-
heit vorm Gesetz garantiere. Al-
lerdings werde seine Gemein-
schaft in der Praxis oft diskrimi-

niert. Aus diesem Grund befür-
worte er eine Referenz in der Ver-
fassung. Dieser Meinung war
auch Christopher Lyon von der
anglikanischen Kirche: Religion
habe schließlich eine soziale Be-
deutung.

Auch bei der Frage über die Fi-
nanzierung der Glaubensgemein-
schaften bildeten sich die glei-
chen Lager. Die Vertreter der Re-
ligionsgemeinschaften sprachen
sich für eine Weiterführung des
Konventionssystems aus. Für die
meisten „kleineren“ Gemein-
schaften in Luxemburg sei es ein
System, das es ihnen überhaupt
ermögliche, zu funktionieren.
Die muslimische Gemeinschaft
forderte indessen noch einmal
ebenfalls eine Konvention. Jean-
Luc Karleskind, Vizepräsident
der Shoura (der islamischen Ge-
meinschaft in Luxemburg), be-
dauerte, dass diese Frage von den

politischen Autoritäten ver-
schleppt werde.

Eine Frage der
Repräsentativität

AHA vertritt auch in dieser Sache
eine diametral entgegengesetzte
Position. Das System gehöre ab-
geschafft. Da von den Konventio-
nen aber auch die Gehälter ab-
hingen, könne man sich ein
Übergangssystem vorstellen, um
Entlassungen zu vermeiden.
AHA sei nicht grundsätzlich ge-
gen eine öffentliche Finanzierung
der Religionsgemeinschaften. Es
müsse aber ein Verteilungs-
schlüssel gefunden werden, wel-
cher der Repräsentativität der je-
weiligen Glaubensgemeinschaft
Rechnung trage.

Es möge zwar stimmen, dass al-

le Religionsgemeinschaften für
die Beibehaltung des Systems sei-
en, man müsse aber bedenken,
dass zwei Drittel der Bevölke-
rung eine klare Trennung von
Kirche und Staat befürworten,
sagte Jean-Paul Lickes.

Die gleichen Lager bildeten
sich bei der Frage nach dem Reli-
gionsunterricht in der Schule.
Während Lehrergewerkschaften
auf die Herausbildung von ge-
meinsamen Werten hinweisen,
betonen die Kirchen die Bedeu-
tung der unterschiedlichen Kul-
turen und Traditionen. Man wol-
le ja auch nicht eine einzige
Schuluniform für alle Schüler.

François Biltgen betonte, dass
man keine Schlussfolgerungen
aus dieser Gesprächsrunde zie-
hen werde. Eine Zusammenfas-
sung der gestrigen Konferenz
werde dem zuständigen Parla-
mentsausschuss übergeben.

Der Staat und die Kirchen

Claude Molinaro

Im Oktober vorigen Jahres
hatte eine Expertengruppe
einen Bericht über das
Verhältnis des Staates zu
den Glaubensgemeinschaften
vorgelegt. Kultusminister
François Biltgen hatte gestern
zu einem öffentlichen Seminar
in die Handelskammer
eingeladen, wo alle
interessierten Parteien ihre
Meinung dazu sagen konnten.

Kein Konsens in Sicht
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Das Interesse an der öffentlichen Diskussion rund um die Glaubensgemeinschaften war groß

Die achte Befragung von Unter-
nehmen in den Bereichen Indus-
trie und Bau hat ergeben, dass
diese Bereiche mehr denn je auf
gut ausgebildete Arbeitskräfte an-
gewiesen sind.

Die Zielsetzung dieser Untersu-
chung der Industriellenvereini-
gung Fedil ist doppelt. Einerseits
soll sie den Schülern einen Über-
blick über den Arbeitsmarkt bie-
ten und ihnen bei ihrer Orientie-
rung helfen, anderseits soll sie
den öffentlichen Institutionen
die nötigen Informationen lie-
fern, um die benötigten Ausbil-
dungen anzubieten. „Es handelt
sich also um eine präventive Ak-
tion gegen die Arbeitslosigkeit
und die Jugendarbeitslosigkeit“,
erklärte Fedil-Direktor Nicolas
Soisson. Arbeitsminister Nicolas
Schmit sagte, die Befragung er-
mögliche es, mit dem falschen
Vorurteil aufzuräumen, die In-
dustrie sei eine Aktivität von ges-
tern. Um den Industriestandort

Luxemburg abzusichern und zu
stärken, müssten die benötigten,
hoch qualifizierten Mitarbeiter
aber auch ausgebildet werden.
Denn in den Bereichen Verwal-
tung, Management und Handel
werden mittlerweile vor allem
BTS-Abschlüsse (22,8%), Bache-
lor (23,8%) oder Master-Diplo-
me (20,8%) gesucht. Bei den
technischen Berufen sollte es am
besten ein DAP (33,9%) oder ein
Master-Abschluss (22%) sein.

An der qualitativen Umfrage
beteiligten sich 146 Betriebe, die
in den nächsten zwei Jahren vo-
raussichtlich 1.123 Personen ein-
stellen werden. 62 Prozent dieser
Stellen werden neu besetzt, 32
Prozent der Posten sind neue Ar-
beitsplätzen.

Als Schlussfolgerung ergibt
sich, dass die industrielle Berufs-
ausbildung weiter ausgebaut wer-
den soll. Beschäftigungsminister
Nicolas Schmit erklärte, dass die
EU-Länder, die weniger Jugend-
arbeitslosigkeit haben, viele jun-
ge Menschen in eine Lehre schi-
cken. Um dies auch in Luxem-
burg zu ermöglichen, müssen alle
beteiligten Akteure verstärkt ko-
operieren und die Industrie und
die Schulen näher aneinander ge-
bracht werden. Eine Idee ist die
Schaffung eines Ausbildungs-
Zentrums für die Industrie in Dif-
ferdingen, die sich laut Schmit
auf gutem Weg befindet.

Die Luxemburger Industrie
schafft weiterhin Arbeitsplät-
ze. Doch sie braucht immer
mehr Angestellte mit einer
technischen Ausbildung auf
hohem Niveau. Diese Entwick-
lung birgt die Herausforderung
einer angepassten schulischen
Formation.

Die Industrie braucht hoch qualifizierte Mitarbeiter
Eine gute Ausbildung wird immer wichtiger

Michelle Cloos
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Minister Nicolas Schmit (l.) und Nicolas Soisson (Fedil)

Les niveaux de formation: des exigences élevées

Quelle: Fedil Grafik: Tageblatt/Anja Wandrey
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